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Amtliches

VerkündigimgMatt
_ für den Amtsbezirk Durlach _

Nr . 22 . Tourrerstag , de« 12 . April 1917 .

Bekanntmachung.
Nr . kl. 200/1 . 17. K . R . A.,

- «Neffe «- Beschlagnahme , Mel - epslicht, Enteignung
« »- Abttefernng der bei öffentlichen u«d private « Ban -
» erkeu z« Blitzschutzanlagen ««- zur Bedachung ver¬
wendete » Kupfermeuge « , einschließlich kupferner Dach¬
rinne « , Abfallrohre » Fenster - und Gestmsabdecknngen ,
sowie einschlietzlich - er an Blitzschntzanlagen befind¬

liche« Platinteile .
Dom S. März 1S17.

Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen des
Königlichen Kiiegsministeriums zur allgemeinen Kennt¬
nis gebracht mit dem Bemerken , Laß, soweit nicht nach den
allgemeinen Strafgesetzen Miere Strafen verwirkt sind ,
jede Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften über Be¬
schlagnahme und Enteignung nach 8 6

*

* der Bekannt¬
machung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf vom
24 . Juni 1916 (Reichs -Gesetzbl. S . 367) in Verbindung
mit den Nachtragsbekanntmachungen vom 9. Oktober
1916 (Neichs-Gesetzbl. S . 645) , vom 26. November 1915
Wetchs-Gesetzbl. S . 778) und vom 14 . September 1916
lReichs -Gesetzbl. S . 1019) und jede Zuwiderhandlung
«egen die Meldepflicht nach 8 5 "

) der Bekanntmachung
über Vorratserh -ebungcn vom 2. Februar 1915 Reichs-
Gesctzbl. S . 64) , in Verbindung mit den Nachtragsbe¬
kanntmachungen vom 3. September 1915 lReichs-Gesetzbl.S . 649) und vom 21 . Oktober 1915 lReichs -Gesetzbl. Seite
884 ) bestraft wird .

8 1 . Inkrafttreten der Bekanntmachung .
Die Bekanntmachung tritt mit dem Beginn des 9.

März 1917 in Kraft .

8 2 . Von der Bekanntmachung betroffene Gegenstände .
Bon dieser Bekanntmachung werden betroffen :
> . alle Kupfcrmenge « — auch wenn verzinnt oder

mit einem anderen Neberzug versehen — , die bei ,folgenden Bauteilen verwendet sind:
Gruppe 1 : Dachflächen, Fenster - und Gesims¬

abdeckungen, Abdeckungen von vorgebautcn
Dachfenstern und Dachluken, Attiken vor
Dachrinnen, alles in e .in facher Ausfüh¬
rung und von einfacher Form,'

* Mit Gefängnis bis zu einem Fahr oder mit Geld¬strafe bis zu 10 000 Mark wird, sofern nicht nach den all-«emeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, be¬strast :
1 . wer der Verpflichtung, die enteigneten GegenständeherauSzugeben oder ste auf Verlangen des Erwerbers

zu Überbringer, oder zu übersenden, zuwiderhandelt :
L. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand bet»

seitefchafst , beschädigt oder zerstört, verwendet, ver¬kauft oder kauft oder ein anderes Veräußerungs - oder
Erwerbsgeschäft über ihn abschließt :

8 . wer der Verpflichtung, di« beschlagnahmten Gegen¬stände zu verwahren und pfleglich zu behandeln, zn-
wrderhandelt :

4 . wer den erlassenen Ausführungsbestimmungen zu -
widerbandelt .

* Wer vorsätzlich die Anskunst, zu drr er auf Grunddieser Verordnung verpflichtet ist. nicht in der gesetzten Fristerteilt , oder wissentlich unrichtige oder unvoMandige An-
gaben macht , wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten odermit Geldstrafe bis zu zehntausend Mari bestraft, auch könnenVorräte , die verschwiegen sind , im Urteil« für dem Staat « ver¬fallen erklärt werden. Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlichdie vorgeschriebenenLagerbücher einzurichten oder zu führen
Unterläßt .

Wer fahrlässig die Auskunst, zu der er auf Grund dies«
Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist «»teilt oder unrichtige oder unvollständige Angaben macht , tot»mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder im « nvsi -
mögensfalle mit Gefängnis dis zu lech» Monaten dellrast .
Ebenso wird bestraft, » er fahrläfst» bi» voraeschrievrnen
Sagerbücher einzurichten »der r» führen unterläßt .

Gruppe 2: wie Klasse , , jedoch in kompli -
zierter (kaffettierter , ornamentierter un -
getriebener ) Ausführung und von kompli¬
zierter Form :

Grnppe 3 : Dachrinnen und Abfallrohren :
Grnppe 4: montierten Blitzschutzanlagen :

8 . alle Platinteile : von montierten Blitzschutzanlagen .
8 3 . Ausnahmen .

Ausgenommen von den Bestimmungen dieser Be¬
kanntmachung sind alle in 8 2 dieser Bekanntmachung ge¬
nannten Kupfermengen , welche sich befinden :

s ) in Anlagen , deren Herstellung oder Anbringung
vor dem Jahre 1850 erfolgt ist :b) an physikalischen und dergleichen Instituten , bei
denen wegen der magnetischen Störungen Eisen
für den Bau überhaupt ausgeschaltet und Kupfer
verwendet wurde :

c ) an Leuchttürmen .
8 4. Von der Bekanntmachung betroffene Personen »

Betriebe nsm.
Bon der Bekanntmachung werden betroffen : alle Be»

sitzer jnatürliche und juristische Personen, einschließlich
öffentlich-rechtlicher Körperschaften und Verbände ") von
Bauwerken, bei denen Kupfer bezw. Platin gemäß undö des 8 2 angebracht ist .

8 5. Beschlagnahme.
Alle von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬

stände werden hiermit beschlagnahmt.
Die Beschlagnahme erstreckt sich auch auf solche Ge¬

genstände , die ans Material hergestellt sind, das von der
Kriegs -Rohstoff-Abteilung des Königlichen Kriegsmini¬
steriums oder durch die Militärbefehlshaber freigegeben
worden ist.

8 6. Wirkung der Beschlagnahme.
Die Beschlagnahme hat die Wirkung , Laß die Vor¬

nahme von Veränderungen an den von ihr betroffenen
Gegenständen verboten ist und rechtsgeschäftliche Verfü¬
gungen über sie nichtig sind , soweit sie nicht ausdrücklich
auf Grund der folgenden Anordnungen oder etwa wei¬
terhin ergehender Anordnungen erlaubt werden . Den
rechtsgeschäftlichen Verfügungen stehen Verfügungen
gleich , die im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrest¬
vollziehung erfolgen .

Trotz der Beschlagnahme sind Veränderungen und
Verfügungen zulässig, die mit Zustimmung der mit der
Durchführung Ser Bekanntmachung beauftragten Behör¬
den fsiehe 8 7) erfolgen . Die Befugnis zum einstweiligen
Weitergebrauch der beschlagnahmten Gegenstände bleibt
unberührt , ebenso sind Verfügungen über das Gebäude
im ganzen zulässig.
§ 7. Enteignung und Ablieferung -er beschlagnahmte«

Gegenstände .
Die von der Beschlagnahme betroffenen Gegenstände

find, sobald ihre Enteignung durch Zustellung der Ent -
eignnngsanordnung au Le« Besitzer angeordnet ist , von
den Bauwerken zu entfernen und an Sammelstellen aü-
zulicfcrn , die von den beauftragten Behörden ( siehe un¬
ten ) errichtet und bekanntgemacht werden .

Die enicigneten Kupfer - und Platinmengen , die nicht
innerhalb der in der Enieignungsanorünung vorgeschrie¬
benen Zeit abgeliefert sind , werben auf Kosten Ser Ablie -
fcrungspflichtigen zwangsweise abgeholt werben .Mit der Durchführung dieser Bekanntmachung wer¬
den dieselben Kommunalverbände beauftragt , denen be¬
reits die Durchführung der Bekanntmachung ül . 1/10. 16
K .N .A . vom 1 . Oktober 1916, betreffend Beschlagnahme ,
Bestandserhebung und Enteignung von Bierglasdeckel »
und Bierkrugdeckeln aus Zinn und freiwillige Abliefe ,
rung von anderen Zinngegeustünöen , übertragen worbe »
ist . Diese erlassen auch die erforderlichen NusfüHrungS -
bestimviungen .

ltzchbche . Mische,
»»er «snes P»vs»

erstreckt sich di« Bekarmtmachn
ko», !mn«uu« ur , im Eigen
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rentnm des VelchvS
Werl, all« Art .
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8 8. Uebernahmepreis.
Mir Gruppe 1 bis 3 setzt sich der Uebernahmepreis

zusammen aus :
») dem Materialpreis für das Kupfer st,85 Btt , für

das Kilosramm) ,
l>) den Kosten für die frühere Herstellung einschließ¬

lich Anbringung (ausschließlich Materialpreis ) ,
o) den Kosten für die Abnahme des Kupfers,
6) den Kosten für etwa zur Abnahme erforderliche

Rüstung.
Für Gruppe 4 beträgt der Uebernahmepreis 3M Mk.

für jedes Kilogramm abgelieferten Kupfers. Für „6"
beträgt der Uebernahmepreis 8 Mk . für jedes Gramm ab¬
gelieferten reinen Platins . Diese Uebernahmepreise ent¬
halten die Gegenwerte für die abgelicferten in Z 2 be¬
zeichnten Gegenstände einschließlich aller mit der Ablie¬
ferung verbundenen Leistungen .

Die Verwendung einer Rüstung bei Abnahme der
Kupfermengen der Klassen 1 , 2 und 3 muß nachgewiesenund begründet werben können . Im allgemeinen erscheinteine Rüstung bei Dachflächen von einer Neigung von
80° und darunter nicht erforderlich .
8 9. Befreiung von der Beschlagnahme, Enteignung und

Ablieferung-
Solche beschlagnahmten Kupsermengcn , fü " welche ein

besonderer kunstgewerblicher oder kunstgeschichtlicher Wert
Lurch Sachverständige festgestellt wird, die von der Lau -
öeszentralbehörbe bestimmt und den Betroffenen durchdie beauftragten Behörden namhaft gemacht werden , sind
Lurch die beauftragten Behörden auf Antrag von Ser Be¬
schlagnahme. Enteignung und Ablieferung zu befreien .Die Befreiung kann durch die Mctall-Mobilmachungs -
stelle der Kriegs-Rohstoff -Abteilung des Krieosministc -rimns widerrufen werden .

Auöenkenwert oder drohende Verunstaltung entbin¬
det nicht von der Beschlagnahme , Enteignung und Ab¬
lieferung.

8 10. Meldepflicht.
Die von der Beschlagnahme betroffenen Kupfer - und

Platinmengen , für welche den in 8 4 genannten Personenund Betrieben eine Enteignungsanordnungbis Mm 30. Juni 1917 nicht zugcgangen ist , unterliegender Meldepflicht nach den Anweisungen der zuständigen
beauftragten Behörde , unbeschadet aller bereits früher er¬
statteten Meldungen.

8 11 . Anfragen und Anträge.
Alle Anfragen und Anträge, die die vorstehende Be¬

kanntmachung betreffen, sind an Sie beauftragten Behör¬
den zu richten .

Karlsruhe , den 9 . März 1917.
Der stellvertretende Kommandierende General :

Jsbert , Generalleutnant .

(Nr 5621. ) Bekanntmachung über die Anmel¬
dung von Anslandsfordernugen .

Vom 16. Dezember 1916.
Der Buudesrat hat auf Grund des 8 3 des Gesetzes

über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen
Maßnahmen usw. vom 4. August 1014 (Reichs-Gefetzbl .
S . 327) folgende Verordnung erlassen:

8 1 .
Forderungen gegen Schuldner im feindlichen Aus¬

land sind nach Maßgabe der vom Reichskanzler zu erlas¬
senden Vorschriften anzumelden.

8 2.
Die Landeszentralbehörden bestimmen, bei welchenStellen die Anmeldungen zu erfolgen haben.
Auf Erfordern dieser Stellen oder des Reichskanzlers

ist jedermann verpflichtet , binnen einer festzusetzenben
Frist eine Erklärung darüber abzugeben, ob bei ihm die
Voraussetzungen der Anmeldepflicht vorliegen sowie eine
abgegebene Erklärung ober Anmeldung durch nähere
Auskünfte zu ergänzen.

8 3.
Die mit der Entgegennahme oder Bearbeitung der

Anmeldungen befaßten Personen sind verpflichtet, über
die auS Anlaß der Anmeldung zu ihrer Kenntnis gelang-
t - i Verhältnisse Verschwiegenheit zu beobachten .

8 4-
Der Reichskanzler kann Ausnahmon von den Vor¬

schriften dieser Verordnung zulassen.

8 6.
Mit Geldstrafe bis zu eintausendfünfhundert Mark

oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten wird bestraft :
1. wer vorsätzlich den gemäß 8 1 ergehenden Anord¬

nungen des Reichskanzlers über die Anmeldung
oder einer gemäß 8 2 Ms . 2 ergehenden Auffor¬
derung nicht oder nicht innerhalb der vorgeschrie¬
benen Frist nachkommt !

2. wer bei der Anmeldung oder bei einer nach 8 2
Abs . 2 abzugebenden Erklärung ober Auskunft
wissentlich unvollständige oder unrichtige Angaben
macht,-

8. wer den Vorschriften des 8 3 zuwider Verschwie¬
genheit nicht beobachtet .

In dem Falle der Nr . 8 tritt die Verfolgung nur auf
Antrag ein.

8 6.
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft.
Berlin , den 16. Dezember 1916.

. . Der Stellvertreter des Reichskanzlers:
' Ws vr . Helfferich .

(Nr . 5733 ) Bekanntmachung über die Anmel¬
dung von Auslandsforderungen .

Vom 23. Februar 1917.
Auf Grund des 8 1 der Verordnung über die Anmel¬

dung von Auslandsforderungen vom 16. Dezember 1916
(Reichs-Gefetzbl . S . 1400) wird folgendes bestimmt :

Artikel 1

Zur Anmeldung verpflichtet sind natürliche Personen ,
die im Reichsgebiet ihren Wohnsitz oder dauernden Auf¬
enthalt haben, es sei denn, daß sie beim Kriegsausbruch
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Ausland
hatten, sowie juristische Personen und Handelsgesellschaf¬
ten , die im Reichsgebiet ihren Sitz haben.

Nicht zur Anmeldung verpflichtet sind die Reichs-,Staats - und Komunalverwaltungen .

Artikel 2
Der Anmeldung unterliegen diejenigen auf Geld lau¬

tenden Forderungen gegen im feindlichen Ausland ansäs¬
sige Schuldner, welche bereits vor Ausbruch des Krieges

! mit dem betreffenden Lgnde als Geldforderungen bestan¬
den haben.

Als im feindlichen Ausland ansässige Schuldner im
> Sinne dieser Vorschrift sind natürliche Personen , die dort

beim Kriegsausbruch ihren Wohnsitz oder dauernden Auf¬
enthalt hatten, und juristische Personen und Handels¬
gesellschaften , die dort Leim Kriegsausbruch ihren Sitz
hatten, sowie insbesondere die feindlichen Staaten selbst
anzusehen.

Eine während des Krieges entstandene Nebenforde¬
rung einer nach Abs . 1 anzumelöenöen Hauptforderung
kann mit dieser angemeldet werden, wenn die Nebenforde-
ruug in Kosten und Auslagen besteht . Zinsen sind als
Nebenforberung nicht anzumelden.

Nicht anzumelden sind :
1 . Forderungen aus Verträgen , wenn der Anmelde¬

pflichtige die ihm vertragsmäßig obliegende Gegen¬
leistung weder ganz noch teilweise erfüllt hat ; im
Falle teilweiser Erfüllung ist die Anmeldung auf
den der Leistung entsprechenden Teil der Gegen¬
forderung zu beschränken :

8. Forderungen , die in dem Geschäftsbetrieb einer
inländischen Zweigniederlassung des ausländischen
Schuldners entstanden sind,-

I. Forderungen , die in dem Geschäftsbetrieb einer im
feindlichen Ausland befindlichen Haupt- oder
Zweigniederlassung des Gläubigers entstanden
sind ;

4. Forderungen aus Wertpapiere», die nach den An¬
schauungen LeS Handelsverkehrs zu den Effekten
gehören, einschließlich »er ZinS- und Gewinn¬
anteilscheine,-

«
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6 . Bürgschafts - und Regrebfvrdenmgcn , cs sei denn ,
daß der Bürgschafts - oder Nsgreßsall schon eingc-
trcten ist ; nicht auzümelden sind ferner Regreß -
forderungen ans noch nicht protestierten Wechseln
und Schecks ;

6 . Ansprüche auf Versicherungsprämien , es sei denn
daß ihr Jahresbetrag sür einen und denselben
Vertrag eintausend Mark übersteigt ;

7. Ansprüche auf noch nicht fällige Versicherungs -
letstungcn ; Ansprüche aus Lebensversicherungs -
Verträgen sind jedoch anzumelden , auch wenn sie
noch nicht füllig sind ; anzumelden ist hierbei die
Versicherungssumme .

Artikel 4
Die Anmeldung hat nach Maßgabe des beigefügten

Anmeldebogens (Siehe R . G . Bl . Sir . 37 S . 187) bis zum
16 . April 1917 bei den auf Grund des 8 2 der Verordnung
vom 16. Dezember 1916 von den Landeszentralbehörden
bezeichneten Stellen zu erfolgen . Dem Anmeldepflich¬
tigen kann auf seinen Antrag von der Anmeldestelle eine
Nachfrist gewährt werden .

Artikel 6
Deutsche oder deutsche Gesellschaften, die im Ausland

oder in den deutschen Schutzgebieten ansässig sind oder
beim Kriegsausbruch ansässig waren , können Forderun¬
gen gegen im feindlichen Ausland ansässige Schuldner bei
dem Neichskommissar zur Erörterung von Gewalttätig¬
keiten gegen deutsche Zivilpersonen in Feindesland (zur
Zeit Berlin 4V 86, Potsdamer Straße 38) anmelden , so¬
fern nicht bereits dort eine schriftliche Anmeldung erfolgt
ist-

Das gleiche gilt für im Reichsgebiet ansässige
Deutsche, soweit sie an Unternehmungen im Feindesland
beteiligt sind oder bis zum Kriegsausbrüche beteiligt wa¬
ren , hinsichtlich der im Betriebe dieser Unternehmungen
oder Niederlassungen entstandenen Forderungen .

dl r t i k e l 6
Durch die Bestimmungen dieser Bekanntmachung

wird die Anmeldung von Forderungen bei der Neichsent -
schädigungskommission und deren Berücksichtigung durch
die Reichsentschädigungskommission nicht berührt .

Artikel ?
Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Ver¬

kündung in Kraft .
Berlin , den 23. Februar 1917.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers .
Dr . Helfferich .

Verordnung .
(Vom 10. Mürz 1917.)

Die Anmeldung von Anslandsforderungen
betreffend.

Zum Vollzug der Bundesratsverordnung vom 16.
Dezember 1916 (Reichs-Gesetzblatt Seite 1400) und der
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 23. Februar
1917 (Reichs-Gesetzblatt Seite 183) wird verordnet , was
folgt :

8 1 .
Landeszentralbehörde im Sinne des 8 2 der Bundes¬

ratsverordnung ist das Ministerium des Innern .
8 2.

Die Anmeldung der Forderungen gegen im feind¬
lichen Ausland ansässige Schuldner hat nach Maßgabe des
vorgeschriebenen AnmeldebogenS bis zum 15 . April 1917
bei der Handelskammer zu erfolgen .

Die Handelskammern können gemäß Artikel 4 der
Bekanntmachung des Reichskanzlers dem Anmeldepflich¬
tigen auf seinen Antrag eine Nachfrist gewähren .

8 3.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün¬

dung in Kraft .
Karlsruhe , den 10. März 1917.

vroßherzogliches Ministerium des Inner «.
Der Ministerialdirektor :

Pfisterer .

(Nr 5776.) Bekanntmachung über Inanspruch¬
nahme von Getreide und Hülsenfrüchten.

Vom 22. März 1917.

Aus Grund des 8 1 der Bundesratsverordnung über
Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der Volksernährung
vom 22. Mai 1916 (Reichs-Gesetzbl . S . 401) wird ver¬
ordnet :

8 I.

I . Tie noch in den Händen der Erzeuger befindlichen
Vorräte an Brotgetreide , Gerste , Hafer , Hülsensrüchtcn ,
allein oder mit anderen Früchten gemengt , und an Schrot
( Graupen , Grütze ) und Mehl , das aus diesen Früchten
hergestellt ist , werden für die Ernährung des Volkes in
Anspruch genommen , und zwar zugunsten des Kommunal -
vcrdandeS , in dessen Bezirk sich die Vorräte befinden .

II . Von der Inanspruchnahme bleiben ausgeschlossen
die Mengen , die ans Grund der im 8 2 getroffenen Vor¬
schriften im eigenen Betriebe des Erzeugers verwendet
werden dürfen .

e.j zur Ernährung deS Unternehmers des landwirt¬
schaftlichen Betriebs und der Angehörigen seiner
Wirtschaft einschließlich des Gesindes sowie von Na -
turalberechiigten , insbesondere Altenteilern und
Arbeitern , soweit diese kraft ihrer Berechtigung
oder als Lohn solche Früchte zu beanspruchen haben
(Selbstversorger ) :

K) zur Fütterung der im Betriebe gehaltenen Tiere ;
o) zu Saatzwecken ;
ll ) zur Vcrarbestung .

8 2.
I. Für die im 8 1 genannten Zwecke dürfen vom Er¬

zeuger verwendet werden :

bei Brotgetreide :

1 . für die Zeit bis zum 15 . April die nach 8 6 Abs . 1»
der Verordnung über Brotgetreide und Mehl vom 29.
Juni 1916 (Reichs- Gesetzbl . S . 782) zur Ernährung der
Selbstversorger bestimmte Menge ; für die Zeit vom 16.
April 1917 bis zur neuen Ernte 27 Kilogramm für den
Kopf der zu versorgenden Personen ;

2 . als Saatgut von Sommerweizen 185 Kilogramm ,
von Sommerroggen 160 Kilogramm für das Hektar , so¬
weit nicht durch besondere Genehmigung ein höherer Satz
zugelafsen ist .

8 . h«i Gerste :

1 . innerhalb der Grenzen derjenigen Mengen , die Un¬
ternehmer landwirtschaftlicher Betriebe nach 8 6, 8 11
Abs . 3 Satz 2 der Verordnung über Gerste aus der Ernte
1916 vom 6 . Juli 1916 (Reichs- Gesetzbl. S . 800) insgesamt
verwenden durften ,

a) die zur Ernährung der Selbstversorger und zur
Fütterung von Federvieh unbedingt notwendige ,
vom Vorsitzenden des Kommunalverbandes ie nach
Größe und Art des Betriebs festzusetzenöe Menge ;

b) zur Berfütterung für Zuchteber und Muttersauen
höchstens 1 Kilogramm für jedes Tier auf den Tag ,
bis zum 15 . August 19t7 gerechnet, soweit Ersatz
durch Hafer , Kleie oder Weidegang unmöglich ist ;

c) als Saatgut 166 Kilogramm sür das Hektar :
2 . zur Verarbeitung die Mengen , die ihm auf Grund

eines Koniingents (8 20 der Verordnung über Gerste aus
der Ernte 1916 vom 6 . Juli 1916 , Reichs-Gesetzbl . S . 800)
zur Verarbeitung zngcieilt oder freigegeben sind ;

3. zur Versüttevung sür Schweine , über die Mastver¬
träge abgeschlossen sind , die von staatlichen Mastorganisa -
tionen gelieferten Mengen .

c . bei Hafer :

1 . zur Fütterung der im Betriebe gehaltenen Tiere
folgende Mengen :

s ) Einhufer : diejenige Menge , die von der für die
Zeit vom 1 . Januar bis 31 . Mai 1917 zustehenden
Menge von 6)4 Zentner noch nicht verfüttert wor¬
den ist. und dazu 3)4 Zentner für die Zeit vom 1.
Juni bis 15. September 1917 für jedes Tier ;Vr . » chühly.
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K) Zuchtbullen : 1l4 Zentner für die Zeit vom 18 .
April bis 18. September 1S17 für jedes Tier, '

c) Ochsen und Zugkühe : die Menge , die von der für
die Zeit vom 1 . März bis zum 31 . Mai 1917 zu¬
stehenden Menge von 1 Zentner noch nicht ver¬
füttert Ist :

ä ) Zuchtschasböcke , Schafbvtklänrmer und Ziegenböckc :
2 Zentner für jedes Tier .

In Betrieben , denen Gerste aus der ihnen nach
den früher geltenden Bestimmungen zustehenden
Menge abzunehmen ist , kann dem Erzeuger für
besonders schwere Zugtiere , wenn es zur Aufrecht¬
erhaltung der Wirtschaft unbedingt notwendig ist,bis zu je IVO Kilogramm Hafer oder , wo dieser
nicht in genügender Menge vorhanden ist , statt des¬
sen die gleiche Menge Gerste belassen werden .

2. als Saatgut 3 Zentner für das Hektar der Anbau¬
fläche , soweit nicht durch besondere Genehmigung ein höhe¬
rer Satz zugelaflen ist .

v . bei Hülse » flüchten :

1 . zur Ernährung der Selbstversorger 5 Pfund sür
*

jede Person, -
^

2 . als Saatgut bei großen Viktoriaerbsen und Acker- d
Lohnen 6 Zentner für Las Hektar , bei allen übrigen Hül - k
senfrüchten 4 Zentner für das Hektar der im Wirtschafts - t
jahr 1916 bebauten Fläche , außerdem die von der Reichs - zHülsenfruchtstelle ausdrücklich zwecks Vergrößerung der ?

^
Anbaufläche freigegebenen Mengen .

^
, II. Außerdem bleibt von der Inanspruchnahme aus - ^
i genommen anerkanntes Saatgut , sowie Saatgetreide , das' zu Daatzweckcn in Wirtschaften gezogen worden ist , die sich

nachweislich in den Jahren 1913 und 1914 mit dem
Verkaufe von Saatgetreide befaßt haben , ferner Hülsen -
srüchie , die zu Saatzwecken von der Rcichshülscnfruchtstelle
freigegeben sind .

8 3.

I. Zur Feststellung und zur Erfassung der in Anspruch
genommenen Vorräte werden Ausschüsse gebildet .

H. Die Mitglieder dieser Ausschüsse sind befugt , alle
Räume und Oertlichketten zu betreten , wo Vorräte der im
§ 1 bezeichneten Art verwahrt sein können , und daselbstalle Handlungen vorzunehmen , die zur Ermittlung der
Vorräte und zur Feststellung der ablieferungspflichtigen
Mengen erforderlich sind .

M . Wer Vorräte der im 8 1 bezeichneten Art in Gewahr¬
jam hat , ist verpflichtet , den Mitgliedern des Ausschusses
jede zur Ermittlung der Vorräte und zur Feststellungbrr abzuliefernden Meng « verlangte Auskunft zu geben« nö darauf bezügliche Aufzeichnungen vorzulegen . Di «
gleiche Verpflichtung haben alle in solchen Betriebe » be-
N >8fügten Personen einschließlich der FamilienangehS -
« gcn .

8 4.
Die nach 88 1, 2 t« Anspruch genommenen Vorräte

Zehen mit der Aussonderung durch den Ausschuß i« da »
Eigentum ö«S Kommunalverbandes Wer , in dem st« la¬
gern . soweit sie nicht freiwillig abgeliefert werden .

. Der Erzeuger ist verpflichtet , di« Vorräte bis z» r
i Urbernahme zu verwahren und pfleglich zu behandel « .

8 ».
Vorräte , bi« verheimlicht ober verschwiegen werde » ,Zerfallen ohne Entschädigung zugunsten de» Kommunal -

» erbandes , in dem sie lagern . Ueber Streitigkeiten ent¬
scheidet die Höhere Verwaltungsbehörde endgültig .

i Mit Gefängnis ViS zu einem Jahre und mit Geldstrafe
j ÄS zu zehntausend Mark oder mit einer dieser Simse »' wird bestraft , wer die Mitglieder der Ausschüsse an der

Vornahme der im 8 3 vorgeschriebenen Feststellungen und
Ermittlungen zu verhindern sucht, die nach 8 3 erforderte
Auskunft verweigert oder wissentlich unrichtig oder un¬
vollständig erteilt oder Vorräte der im 8 1 bezeichneten Art
verheimlicht oder der ihm nach 8 4 obliegenden Beruflich -
Alna zur Verwahrung und pfleglichen Behandlung z« wi -
Svrhandelt .

8l .
Di « Vorschrift iw 8 1 Abs . 8 der Bekanntmachung über

Höchstpreise für Brotgetreide vom 84 . Juli 1918 (Refchs -
desetzbl . S . »28s wird aufgehoben .

8 8.
Die Erfassung der in Anspruch genommenen Men¬ge » obliegt den KomniunalverHänden nach näherer An¬weisung der Laudeszentralbehörden .

8 V.
Diese Verordnung tritt mit dem Tag « der Verkün¬dung in Kraft .

Berlin , den 22. März 1917.
Der Stellvertreter des NeichskauzlerS :

Dr . Helfferich .

Die Bekämpfung der Reblaus , hier den Bezug von
Rcbblindholz und Würzlingen betr .

Wir machen darauf aufmerksam , daß es nach
8 3 des Reichsgesetzes vom 6 . Juli 1904 , die Be¬
kämpfung der Reblaus betreffend , verboten ist , be¬
wurzelte Reben oder Blindreben über die Grenzeneines der nachstehend bezeichneten 6 Weinbaubezirke
zu versenden , einzuführen oder auszuführen .

Die 6 Weinbaubezirke des GroßherzogtumsBaden umfassen die in 8 18 der Verordnung vom
18 . Oktober 1905 ( Ges . - u . VO . Bl . Seite 456 )
bezeichneten Gebiete und zwar gehören hiernach an :,
dem I . Weinbaubezirk die Gemeinden des Kreises
Mosbach , dem II . die Gemeinden der Kreise Mann¬
heim , Heidelberg , Karlsruhe , dem III . die Gemeinden
dir Kreise Baden und Offenburg , dem IV . die Ge¬
meinden der Kreise Freiburg und Lörrach , dem V.die Gemeinden des Kreises Waldshut , dem VI . die-
Gemeinden des Kreises Konstanz und die württem -
bergische Exklave Hohentwiel .

Das Verbot trifft auch zu aus den Bezug von
Blindhölzern und bewurzelten Reben aus nicht¬
badischen Gebieten und die Versendung solcher Reben
nach denselben , nicht dagegen auf die bloße Durch¬
führung von bewurzelten Reben , welcheweder aus einem Weinbaubezirke stammen , noch zur
Einfuhr in einen solchen bestimmt sind , jedoch kann -
durch Anordnung Gr . Ministeriums des Innern auch
diese Durchfuhr Beschränkungen unterworfen werden .

Die Bürgermeisterämter werden daher veranlaßt ,d . n Verkehr mit Blmdhvlzern und mit bewurzeltenReben aufmerksam zu überwachen und die Gemeinde¬
angehörigen mindestens zweimal jährlich in orts¬
üblicher Weise auf d e Bestimmungen dieser Be¬
kanntmachung aufmerksam zu machen

Durlach , den 30 . März 1917 .
Großherzogliches Bezirksamt .

Naturalleistungen für die bewaffnete Macht
betreffend .

Die Vergütung für Rauhfutter (Fourage ) , dar
durch Ankauf der Gemeinden beschafft werden
mußte , beträgt im Amtsbezirk Durlach für dem
Monat März 1917 :

für 100 KZ Hafer — Mk . — Pf .
für 100 KZ Roggenstroh

Flegeldrusch
gepreßtes
loses
Maschinendrusch

für 100 KZ Heu
Wiesenheu

gepreßtes 11 Mk . — Pf .
loses 10 Mk . 50 Pf .

Kleeheu 12 Mk . — Pf .
Durlach , den 3 . April 1917 .

Großherzogliches Bezirksamt .

Mk . — Pf .
Mk . 70 Pf .
Mk . — Pf .
Mk . — Pf .

Trrrlach. Handelsregister . Zu UnterbergL tzelmle , Durtach , eingetragen : Firma ist er¬
loschen . Amtsgericht .

Drnck vnd Berlog von Adolf Dup » in Durlach .
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